



 

 

Münster, 14.06.2025


Antrag: Weiterleitung des Infrastruktursondervermögens des Bundes – Kommunen 
wirksam beteiligen 

Sehr geehrter Herr Milligan, 


bitte legen Sie unseren nachfolgenden Antrag der Gemeindevertretung am 30.06.2025 zur 
Beschlussfassung vor.


Die Gemeindevertretung möge beschließen: 

1. Die Gemeindevertretung Münster (Hessen) fordert die Hessische Landesregierung auf, 
mindestens 80 % des auf Hessen entfallenden Anteils aus dem Bundes-Infrastruktursonder-
vermögen unmittelbar an die hessischen Städte, Gemeinden und Landkreise weiterzuleiten.


2. Im Falle eines positiven Beschlusses wird der Bürgermeister beauftragt, diesen an das 
Hessische Ministerium der Finanzen, das Hessische Ministerium des Innern, für Sicherheit 
und Heimatschutz sowie an die kommunalen Spitzenverbände weiterzuleiten. 


Begründung: 
Die kommunale Ebene trägt in Hessen den Großteil öffentlicher Investitionen – laut HSGB 
über 80 % aller Investitionsausgaben. Gleichzeitig sind viele Kommunen – auch Münster – 
durch strukturell unterfinanzierte Haushalte, steigende Aufgaben und inflationsbedingte 
Kostensteigerungen in ihrer Handlungsfähigkeit massiv eingeschränkt. Das vom Bundestag 
beschlossene Sondervermögen in Höhe von 500 Milliarden Euro eröffnet die einmalige Ge-
legenheit, zentrale Zukunftsaufgaben vor Ort endlich anzugehen – vorausgesetzt, die Mittel 
kommen auch tatsächlich bei den Kommunen an.
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An den Vorsitzenden der 
Gemeindevertretung 
der Gemeinde Münster (Hessen) 
Herrn Marcus Milligan 



Der HSGB, der Hessische Städtetag sowie der Deutsche Städte- und Gemeindebund for-
dern geschlossen, dass mindestens 75–80 % der auf die Länder entfallenden Bundesmittel 
unmittelbar an die Städte und Gemeinden weitergegeben werden. Diese Forderung unter-
stützen wir ausdrücklich. Für Münster besteht mit einer angemessenen Mittelzuteilung die 
Chance, in dringend erforderliche Infrastrukturprojekte zu investieren und unsere Kommune 
zukunftsfest aufzustellen.





Julian Dörr 


Fraktionsvorsitzender 
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